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4. Hauptstück 

Willensbildung der Mitglieder 
 

1. Abschnitt 

Wahlen in die Organe 
 

Durchführung der Wahlen in die Organe 
 

§ 34. (1) Die Wahlen in die Bundesvertretung und die Organe gemäß § 12 Abs. 2 sind alle zwei Jahre 
durchzuführen, die Wahlen in die Studienvertretungen und die Universitätsvertretungen sind alle zwei Jahre für 
ganz Österreich gleichzeitig auf Grund des allgemeinen, gleichen und geheimen Verhältniswahlrechtes 
gesondert für jedes dieser Organe durchzuführen. Das Wahlrecht ist persönlich auszuüben. 

(2) Die Wahlen in die Studienvertretungen und die Universitätsvertretungen sind von Dienstag bis 
Donnerstag einer Woche in der Zeit von Mitte April bis Mitte Juni durchzuführen. Die Bundesministerin oder 
der Bundesminister hat nach Anhörung der Österreichischen Hochschülerinnen- und Hochschülerschaft, der 
Akademievertretungen und der Hochschülerinnen- und Hochschülerschaften an den Universitäten die Wahltage 
und die sich daraus ergebenden Fristen durch Verordnung festzulegen. 

(3) Bei Hochschülerschaftswahlen sind amtliche Stimmzettel zu verwenden. Für die Beurteilung der 
Gültigkeit von Stimmen und die Form der Stimmabgabe sind die Bestimmungen der Nationalrats-Wahlordnung 
1992, BGBl. Nr. 471, anzuwenden. 

(4) Abweichend von Abs. 3 ist bei der Durchführung der Wahlen auf elektronischem Weg die Abgabe der 
Stimme den Wahlberechtigten auf elektronischem Weg zu ermöglichen. Das zum Einsatz kommende System 
muss den Sicherheitsanforderungen elektronischer Signaturen gemäß dem Signaturgesetz entsprechen und unter 
Berücksichtigung der Anforderungen des Datenschutzgesetzes 2000 an die Datensicherheit so ausgestaltet sein, 
dass die Einhaltung aller in Abs. 1 aufgezählten Grundlagen und die Erfüllung der in § 39 Abs. 1 festgelegten 
Aufgaben der Wahlkommission auch bei der elektronischen Wahl gewährleistet ist. 

(5) Insbesondere ist folgendes durch geeignete Ausgestaltung des eingesetzen Verfahrens zu garantieren: 
 1. Wahrung des Wahlgeheimnisses durch Methoden, die gewährleisten, dass die ausgefüllten 

Wahlformulare anonymisiert und nicht rückverfolgbar bei den Wahlkommissionen zur Auszählung 
gelangen; es darf zu keinem Zeitpunkt durch die Wahlkommission oder durch Dritte eine 
Zusammenführung der Identität der Wählerin oder des Wählers mit ihrem oder seinem Wahlverhalten 
möglich sein; 

 2. Verifikation der Identiät der oder des Stimmberechtigten gegenüber der Wahlkommission im Rahmen 
des Wahlvorganges vor der Übermittlung des Wahlformulars, damit die Stimmabgabe durch 
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Nichtberechtigte und die Abgabe mehrerer Stimmen durch eine Person ausgeschlossen ist. Es dürfen nur 
jene personenbezogenen Daten verwendet werden, die zur Durchführung der Wahl notwendig sind; 

 3. Unverfälschtheit des ausgefüllten Stimmzettels durch den Einsatz elektronischer Signaturen und die 
Geheimhaltung der Wahldaten während der Übertragung zur Wahlkommission durch Verschlüsselung 
dieser Daten zur Sicherstellung des Wahlgeheimnisses; 

 4. Möglichkeit der Wahlkommission, alle ihr in diesem Gesetz übertragenen Aufgaben auch hinsichtlich 
der elektronischen Stimmabgabe durchführen zu können; 

 5. Berücksichtigung des Übereilungsschutzes für die Wählerin oder den Wähler wie bei der 
herkömmlichen Stimmabgabe; 

 6. Erfüllung aller an Wahlzellen gestellten Anforderungen auch durch die in universitären Räumlichkeiten 
aufgestellten technischen Komponenten zur Abgabe der Stimme und die Verpflichtung der 
Wahlberechtigten durch die Wahlordnung zum unbeobachteten, unbeeinflussten und persönlichen 
Ausfüllen der Wahlformulare. 

(6) Die bei der Wahlkommission eingesetzten technischen Komponenten und die Komponenten, die 
unmittelbar zur Stimmabgabe und zur Verifikation der Identität verwendet werden, müssen nach dem Stand der 
Technik hinreichend und laufen geprüft sein. Die Erfüllung der Sicherheitsanforderungen muss von einer 
Bestätigungsstelle gemäß § 19 Signaturgesetz bescheinigt sein. Diese Bestätigungsstelle spricht auch 
Empfehlungen für die anderen technischen Komponenten aus, die bei der Abgabe der Stimme eingesetzt werden. 

(7) Nähere Bestimmungen über die Durchführung der Wahlen auf elektronischem Weg sind in der 
Verordnung gemäß § 48 (Wahlordnung) festzulegen. 


